
 
Aufnahmeantrag 

An den VEBS, Blumentorstr. 16, 76227 Karlsruhe, Generalsekretaer@VEBS.de 
 
 
 
Wir, der Träger (Verein/juristische Person) 
 
Name:   ______________________________________________________________ 

Post-Anschrift:  ______________________________________________________________ 

Webseite:   ______________________________________________________________ 

Mailadresse für Post vom VEBS:_________________________________________________ 

 
mit den vertretungsberechtigten Vorstandsmitgliedern 
 
  ______________________________________________________________ 

  ______________________________________________________________ 

  ______________________________________________________________ 

beantragen die Mitgliedschaft im VEBS. 
 
Wir erkennen die VEBS-Satzung (Stand vom 21.9.2018), insbesondere das in der Präambel genannte 
Bekenntnis und den Grundsatz, nur Mitarbeiter anzustellen, die sich in allen Fragen an die Autorität der Bibel 
gebunden sehen, an. 
 
Unser Träger ist als gemeinnützig anerkannt. 
 
Wir haben folgendes Bekenntnis: _________________________________________________ 
 
O  Wir betreiben bereits Bildungseinrichtung(en), und zwar folgende: 
 

1) ______________________________________________________________ 

2) ______________________________________________________________ 

3) ______________________________________________________________ 

Diese haben aktuell ________ Bildungsempfänger (_____ Schüler, _____ Kitakinder) 
 
und _____ Mitarbeiter (Gehalts-/Lohnempfänger) 
 
Wir sind bereit, den Mitgliedsbeitrag (derzeit 1,20 € pro Bildungsempfänger (Kind) und Monat (bei 
staatlicher Förderung) bzw. 0,10 € (bis zum Beginn staatlicher Förderung)) zu zahlen. 
 
O  Wir gründen gerade Bildungseinrichtung(en), und zwar folgende: 
 
  _________________________________________________________________ 

(Bis zum Start der ersten Bildungseinrichtung ist die Mitgliedschaft kostenlos.) 
 
O  Unsere Satzung und die pädagogische Konzeption fügen wir bei. 
 
Datum und Unterschriften der vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieder: 
 
 
 
 



Wir erbitten noch folgende Informationen: 
 
 

Gründungsdatum Trägerverein:  ____________ 

Gründungsdatum 1. Einrichtung:  ____________  

Name / E-Mail  
... der Vorstandsmitglieder, die Rundschreiben etc. erhalten sollen 
__________________________________________________________________________________________ 

__________________________________________________________________________________________ 

__________________________________________________________________________________________ 

des GF/VL _______________________________________________________________________________ 

der Schulleitungen _______________________________________________________________ 

__________________________________________________________________________________________ 

des Sekretariats _______________________________________________________________________ 

Wer soll 1. Ansprechpartner des VEBS sein? _______________, Mobil-Nr:_____________  

Wer soll in den TEAMS-Kreis für Finanzen? (Email) ________________________________ 

... für Personal/HR? _____________________________________________________________ 

... für IT? _____________________________________________________________ 

An wie vielen voneinander entfernten Standorte sind die Schulen/Kitas? ___________ 

 

Bildungseinrichtungen:  

Schularten: _____________________________________________________________________ 

Abschlüsse: _____________________________________________________________________ 

Postadresse: ____________________________________________________________________  

Postadresse Kita: ________________________________________________________________  

  

  



 

 

 

 
 

 

 
 

Satzung 

 

Präambel 

Der „Verband Evangelischer Bekenntnisschulen e.V.“ – im Folgenden VEBS genannt – ist ein 
Zusammenschluss von freien Bildungsträgern, die evangelische Bekenntnisschulen und weitere 
Bildungseinrichtungen auf der Basis der Heiligen Schrift alten und neuen Testamentes betreiben. 

Der Verband ist rechtsfähiger Nachfolger der von 1981 bis 2006 bestandenen Arbeitsgemeinschaft 
Evangelischer Bekenntnisschulen (AEBS). Er unterstützt Bildungsträger und Initiativen, die im 
Besonderen das in der freiheitlich demokratischen Verfassung (Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland, Artikel 7 Absätze 4 u. 5) verankerte Grundrecht auf Gründung und Betrieb von 
Bekenntnisschulen verwirklichen oder weitere Bildungseinrichtungen auf gleicher Basis betreiben 
wollen.  

Erziehung und Bildung, wie sie durch die Mitglieder des Verbandes vermittelt werden, sind in 
ganzheitlicher Weise geprägt durch das biblische Welt- und Menschenbild. Dadurch soll jungen 
Menschen über eine fachlich qualifizierte Ausbildung hinaus das Finden von Orientierung und Sinn 
ermöglicht werden.  

Die Verkündigung der frohen Botschaft von der Erlösung Jesu, die Bedeutung der 
Schöpfungsforschung und die heilsgeschichtliche Orientierung von Bildungsinhalten auf dem 
Hintergrund der verfassungsrechtlich gebotenen Prägung des gesamten Unterrichtes durch das 
biblische Welt- und Menschenbild bilden wichtige Aspekte der Bildungsarbeit. 

Die Verantwortlichen der Mitglieder und des Verbandes sehen sich gehalten, Mitarbeiter 
anzustellen, die sich in allen Fragen des Glaubens, der Lebensführung, der Lehre, der Wissenschaft, 
der Erziehung und der öffentlichen Verantwortung an die Autorität der Bibel gebunden sehen. Diese 
bezieht sich auf die ganze Inspiration, Wahrheit und Einheit der Heiligen Schrift. Verbandsmitglieder 
können nur Bildungsträger werden, die durch ihre geistlich-theologische Ausrichtung die Autorität 
der Heiligen Schrift nicht in Frage stellen, weder durch eine höhere Autorität des Verstandes, noch 
der persönlichen Erfahrung, des Gefühls oder der Tradition. Auf dieser Grundlage gehören zum 
Christsein neben persönlichem Glauben auch Taufe, Bekehrung und Wiedergeburt. 

Der VEBS sieht sich der Deutschen Evangelischen Allianz verbunden. Neben der biblischen 
Orientierung ist ihm und seinen Mitgliedern eine persönlich und bewusst gestaltete 
Christusnachfolge seiner Mitarbeiter wichtig. 

Die Mitglieder sind sich einig, dass ansonsten Lehrfragen und unterschiedliche Prägungen nicht 
trennend wirken dürfen und die Zusammenarbeit in gegenseitiger Achtung und Wertschätzung 
erfolgen soll. 



 

 

§ 1  
Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen „Verband Evangelischer Bekenntnisschulen“, abgekürzt „VEBS“. Er 
hat seinen Sitz in Karlsruhe.  

2. Der VEBS ist in das Vereinsregister des zuständigen Amtsgerichtes eingetragen. 

3. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 
Zweck 

1. Der VEBS verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
"Steuerbegünstigte Zwecke " der Abgabenordnung. 

2. Zweck des Vereins ist  
I. die Förderung der Religion, 

II. die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe. 

3. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 
a) Information, Beratung, Austausch und gemeinsames Gebet, 
b) Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstützung in ihrem Bildungs- und 

Erziehungsauftrag, 
c) die Gewinnung geeigneter Lehrkräfte, Erzieher und Mitarbeiter,  
d) Förderung der Wahrnehmung des Grundrechts zur Gründung von Bekenntnisschulen 

(Artikel 7 Grundgesetz) und für Gründungen anderer Bildungseinrichtungen, 
e) Förderung und Weiterentwicklung der im Grundgesetz und in Landesverfassungen 

verankerten Stellung der Bildungseinrichtungen in freier Trägerschaft zum Nutzen 
der Allgemeinheit,  

f) Tagungen und Konferenzen, 
g) Seminaren, Aus- und Fortbildungen, 
h) Öffentlichkeitsarbeit, 
i) Publikationen, 
j) Kontakte zu anderen christlichen Werken und Organisationen, auch internationalen 

Organisationen und Verbänden, die ähnliche Ziele verfolgen, 
i. zwecks Vermittlung des Erziehungs- und Bildungsauftrags der Heiligen Schrift für das 

Verständnis von Gottes Handeln und Auftrag,  

ii. und um den Einsatz für die Ausbreitung evangelischer Bekenntnisschulen und 
Bildungseinrichtungen in freier Trägerschaft zu fördern.  

 

§ 3 
Selbstlosigkeit / Gemeinnützigkeit 

1. Der VEBS ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

2. Mittel des VEBS dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des VEBS. 

3. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des VEBS fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4. Vereinsämter werden in der Regel ehrenamtlich ausgeübt. Der Vorstand kann aber bei Bedarf 
eine angemessene Vergütung bis zur Höhe der sogenannten Ehrenamtspauschale des § 3 Nr. 26a 
EStG in der jeweils gültigen Fassung beschließen. Über Vergütungen für Vorstandsmitglieder 
beschließt die Mitgliederversammlung. 



5. Für den Verein tätige Personen erhalten eine Erstattung der nachgewiesenen angemessenen 
Auslagen; das Nähere kann in einer Geschäftsordnung durch den Vorstand geregelt werden. 

6. Auf die Auszahlung von Auslagen und Vergütungen kann steuerbegünstigend verzichtet werden. 

 

§ 4 
Beginn der Mitgliedschaft 

1. Mitglied kann nur eine juristische Person sein, welche die Voraussetzungen des §§ 51 ff 
Abgabenordnung (Gemeinnützigkeit) erfüllt.  

Voraussetzung ist die Anerkennung der Ziele und der Satzung des VEBS. 

2. Die Mitgliedschaft kann von Bildungsträgern, die mindestens eine Bildungseinrichtung betreiben, 
beantragt werden.  

3. Des Weiteren können Gründungsinitiativen, welche die Voraussetzungen des Absatz 1, aber noch 
nicht die Voraussetzungen des Absatz 2 erfüllen, die Mitgliedschaft beantragen. 

4. Der Vorstand prüft Satzung und Konzeption des Antragsstellers auf Übereinstimmung mit 
Grundlagen und Zielen des VEBS. Außerdem wird ein Gespräch mit den Vertretern des 
Antragstellers geführt. Aufgrund einer positiven Empfehlung des Vorstands können sich 
Vertreter des Antragstellers im Rahmen einer Mitgliederversammlung vorstellen. Über die 
Aufnahme kann in derselben Versammlung entschieden werden (§ 11). 

5. Über die Mitglieder wird ein Verzeichnis geführt. Die Kontaktdaten, insbesondere auch eine 
gültige Email- und Post-Adresse, die Rechtsform, ihre Vertretungsberechtigungen und 
steuerliche Einstufung sowie die von ihnen zwecks Vertretung entsandten Vertreter haben die 
Mitglieder ebenso wie jede spätere Änderung dieser Daten, unverzüglich dem Generalsekretär in 
Textform mitzuteilen; die Rechtsform, Vertretungsberechtigung, Grundlagendokumente und die 
steuerliche Einordnung ist durch geeignete aktuelle Belege nachzuweisen.  Erklärungen gelten 
dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein bekannt gegebene 
Kontaktperson in Textform gerichtet ist. Die Verarbeitung und Nutzung der Daten erfolgt 
ausschließlich zu Vereinszwecken unter Beachtung der gültigen Rechtsnormen.  

 

 

§ 5 
Mitgliedsbeiträge  

1. Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitgliederversammlung. 
Grundlage zur Beitragsberechnung ist die Zahl aller Bildungsempfänger eines Mitgliedes und 
seiner zugehörigen Rechtskörperschaften am 31. Oktober des Vorjahres. Die Beiträge sind zu 
einem Zwölftel an jedem Monatsanfang fällig. 

2. Von den Regelsätzen kann bei Trägern mit Einrichtungen im Aufbau und bei solchen, die sich in 
einer besonderen wirtschaftlichen Situation befinden, abgewichen werden. Über die Höhe, 
Fälligkeit und zeitliche Begrenzung entscheidet in diesen Fällen der Vorstand. 

3. Das Nähere kann in einer von der Mitgliederversammlung beschlossenen Beitragsordnung 
geregelt werden. 

 

§ 6  
Ende der Mitgliedschaft  

1. Die Mitgliedschaft endet, wenn ein Mitglied die Voraussetzungen der Mitgliedschaft nicht mehr 
erfüllt, insbesondere  

a) keine Bildungseinrichtung mehr aktiv betreibt; 

b) seinen Status als juristische Person oder die Steuerbegünstigung gem. §§ 51 ff AO dauerhaft 
verloren hat; bei einem vorübergehenden oder im Streit befindlichen Verlust kann auf 



Antrag der Vorstand nach Prüfung einen Verbleib oder auch eine ruhende Mitgliedschaft, 
ggf. geknüpft an Auflagen zulassen; 

c) Zweck und Zielen des VEBS gemäß Präambel und § 2 nicht mehr zustimmt oder ihnen 
zuwiderhandelt. 

2. Ein Mitglied kann zum 31.12. eines Jahres mit einer Frist von 6 Monaten in Schriftform kündigen. 

3. Ein Mitglied kann von der Mitgliederliste gestrichen werden,  

- wenn es mit der Zahlung seines fälligen Jahresbeitrages mindestens ein Jahr im 
Rückstand ist und in Schriftform gemahnt wurde, 

- wenn es auch nach Anforderung die notwendigen Angaben gem. § 4 Ziff. 5 nicht erbringt. 
4.  Ein Mitglied kann aus wichtigem Grunde durch Vorstandsbeschluss ausgeschlossen werden.  

Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 
Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von drei Wochen nach 
schriftlicher Mitteilung des Ausschlusses Berufung eingelegt werden, über den die nächste 
Mitgliederversammlung abschließend entscheidet. Die Berufung ist zu begründen. Soweit dieser 
Rechtsbehelf nicht oder nicht rechtzeitig genutzt oder ohne Begründung erfolgt oder aber der 
Beschluss bestätigt wird, unterwirft sich das Mitglied diesem Beschluss. Hierauf soll in dem 
Ausschließungsbeschluss hingewiesen werden. Die Mitgliedsrechte ruhen bis zum Fristablauf 
bzw. zur endgültigen Entscheidung vollständig; entsprechend ist das Mitglied in der 
Versammlung auch nicht anwesend. 

4. Der Vorstand kann in geeigneten Fällen anstelle eines Ausschlusses auch das vollständige oder 
teilweise Ruhen aller Mitgliedsrechte anordnen; ein Ruhen der Pflichten ist damit nicht 
zwangsläufig verbunden. 

5. Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. 
Eine Rückgewähr von Spenden oder Sacheinlagen sowie eine Entschädigung für im Rahmen des 
Vereinslebens erbrachte sonstige Leistungen sind ebenso ausgeschlossen wie ein Anspruch auf 
einen Anteil am Vereinsvermögen. Der Anspruch des Vereins auf rückständige 
Beitragsforderungen bleibt hiervon unberührt. 

6. Das sich in den Händen des ausgeschiedenen Mitgliedes befindliche Eigentum des VEBS wie 
Schriftgut, Verwaltungsunterlagen, Datensätze und Ausrüstung, muss dem VEBS unverzüglich 
geordnet zurückgegeben werden. Soweit Mitglieder bzw. deren Vertreter mit Ämtern und 
Aufgaben betraut waren, sind sie verpflichtet, mit der Übergabe Rechenschaft abzulegen. 

 

 

§ 7  
Organe des VEBS 

1. Der VEBS hat folgende Organe: 

a) Mitgliederversammlung 

b) Vorstand. 

2. Die Mitglieder der Organe sind zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben verpflichtet, für 
die Haftung von entgeltlich tätigen Mitgliedern und Vorständen gelten unabhängig von der Höhe 
des Entgeltes § 31 a und § 31 b BGB (Haftung von Vorstands-/Mitgliedern) entsprechend; es kann 
auf Kosten des Vereins eine Haftpflichtversicherung abgeschlossen werden. 

 

 



§ 8  
Mitgliederversammlung (Einberufung) 

1. Die Mitgliederversammlung wird mindestens einmal im Jahr durch den Vorstand mit einer Frist 
von vier Wochen in Textform einberufen. 

2. Sie ist zudem unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens 25% der Mitglieder unter Angabe von 
Gründen eine Mitgliederversammlung wünschen.  

3. Die Tagesordnung wird durch den Vorstand aufgestellt und muss den Mitgliedern spätestens vier 
Wochen vor dem Sitzungstermin in Textform zugehen. 

4. Zusätzliche Anträge zur Tagesordnung und/oder zur Beschlussfassung sind bis spätestens 2 
Wochen vor einer Mitgliederversammlung bei dem Vorstand einzureichen. Sie sind den 
Mitgliedern im Vorfeld bekanntzugeben. 

5. Der Vorstand darf Gäste einladen.  

 

 

§ 9  
Mitgliederversammlung (Aufgaben) 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des VEBS, sie ist für alle Aufgaben 
zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht einem anderen 
Vereinsorgan übertragen werden.  

2. Insbesondere hat sie  

a. die Tagesordnung, 

b. den Jahresbericht, 

c. den Rechnungsabschluss (ist der ersten Mitgliederversammlung im Folgejahr zur 
Genehmigung vorzulegen), 

d. den Haushalts- und Aktivitätenplan (jeweils vor Beginn des Kalenderjahres), 

e. die Wahl des Vorsitzenden und der zwei stellvertretenden Vorsitzenden, des 
Generalsekretärs sowie der bis zu vier weiteren Vorstandsmitglieder, 

f. die Entlastung des Vorstandes,  

g. den Mitgliedsbeitrag, 

h. Änderung des Zwecks und der Satzung, 

i. ggf. in der Satzung genannte Geschäftsordnungen 

zu beschließen oder vorzunehmen und für die Sitzung mit einfacher Mehrheit zu bestimmen.  

 

§ 10  
Mitgliederversammlung (Beschlussfähigkeit, Beschlüsse, Stimmrechte) 

1. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 30% der Mitglieder vertreten 
sind. Ist die Beschlussfähigkeit nicht gegeben, ist unverzüglich eine neue Mitgliederversammlung 
unter Wahrung der Einladungsfrist einzuberufen. Diese neue Mitgliederversammlung ist dann 
ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Mitglieder beschlussfähig, auf diesen Umstand muss 
in der Einladung hingewiesen werden. 

2. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung sind zu protokollieren und von zwei 
Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen. 

3. In der Mitgliederversammlung haben Mitglieder mit  

- bis zu 100 Bildungsempfängern 1 Stimme 

- 101 bis 300 Bildungsempfängern 2 Stimmen 



- 301 bis 1.000 Bildungsempfängern 3 Stimmen 

- 1.001 bis 2.500 Bildungsempfängern 4 Stimmen 

- mehr als 2.500 Bildungsempfängern 5 Stimmen. 

Jedes Mitglied kann frei entscheiden, wer seine Stimmrechte ausüben darf, eine Übertragung an 
andere Mitglieder ist nicht zulässig. 

4. Maßgeblich ist die Zahl der Bildungsempfänger eines Mitgliedes am 31. Oktober des 
Vorjahres.  

5. Gründungsinitiativen, die noch keine Bildungseinrichtung im Sinne dieser Satzung betreiben, 
haben kein Stimmrecht. 

6. Der Generalsekretär hat in der Mitgliederversammlung ebenso das Recht zur Teilnahme, 
Rede und Antragstellung bei Geschäftsordnungsfragen. 

 

 

§ 11  
Mitgliederversammlung (Beschlussfassung) 

1. Die Versammlung wird von einem vom Vorstand bestimmten Versammlungsleiter geleitet. 

2. Zur Beschlussfassung stehen nur fristgerecht eingegangene Anträge. Für die spätere 
Aufnahme von Anträgen in die Tagesordnung ist eine Dreiviertelmehrheit der abgegebenen 
Stimmen notwendig. Jedoch können Anträge auf eintragungspflichtige Beschlüsse wie 
Änderungen der Organbesetzung oder Satzungs- bzw. Zweckänderungen oder die Auflösung 
des Vereins nur beschlossen werden, soweit sie bereits in der fristgerecht versandten 
Einladung als Tagesordnungspunkt bezeichnet wurden. 

3. Für den Beschluss vorliegender Anträge ist vorbehaltlich einer abweichenden 
Satzungsbestimmung eine Mehrheit von mindestens 50% der abgegebenen Stimmen nötig.  

4. Jedoch ist eine Zustimmung mit Mehrheit von mindestens 75% der abgegebenen Stimmen 
erforderlich (§ 15, Satzungsänderungen, ist zu beachten) 

a. zur Aufnahme neuer Mitglieder, 

b. zur Änderung des Mitgliederbeitrages, 

c. zum abschließenden Beschluss über den Ausschluss eines Mitgliedes, 

d. zur Wahl der einzelnen Mitglieder des Vorstandes, 

e. zum Beitritt zu anderen Organisationen und Verbänden, 

f. für Entscheidungen, die vom Vorstand in der Einladung oder von der 
Mitgliederversammlung als von grundsätzlicher, langfristiger oder öffentlicher 
Bedeutung bezeichnet und begründet wurden.  

5. Abstimmungen finden grundsätzlich offen statt. Auf Antrag von mindestens 25 % der 
abgegebenen Stimmen, der möglichst rechtzeitig vor der Versammlung zu stellen ist, ist eine 
Abstimmung mit Hilfe von Stimmkarten durchzuführen, ebenso stets bei Wahlen und 
Anträgen auf Ausschluss von Mitgliedern. 

 

§ 12  
Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und den zwei stellvertretenden Vorsitzenden, dem 
Generalsekretär sowie bis zu vier weiteren Vorstandsmitgliedern.  

2. Vertretungsberechtigter Vorstand nach § 26 BGB (Vorstand und Vertretung) und zur 
gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung berechtigt sind der Vorsitzende, die zwei 



stellvertretenden Vorsitzenden und der Generalsekretär jeweils zu zweit. Der Vorstand darf dem 
Generalsekretär eine Generalvollmacht zur Einzelvertretung erteilen. 

3. Kandidaten für Vorstandsämter müssen bei einem Mitglied aktiv sein. Im Vorstand sollen 
mindestens zwei Pädagogen vertreten sein.  

4. Der Vorstand führt die Beschlüsse der Mitgliederversammlung durch, ihm obliegt die Führung 
der laufenden Geschäfte des Vereins. Er soll dazu mindestens viermal im Jahr zusammentreten 
bzw. dann, wenn mindestens ein Drittel der Vorstandsmitglieder dies wünschen.  

5. Vorstandssitzungen können in Textform, auf elektronischem Weg, per Videoübertragungen 
(virtuelle Sitzung) oder auch in Mischformen durchgeführt werden, wenn nicht mindestens ein 
Drittel der Vorstandsmitglieder eine Präsenssitzung verlangen. Die Teilnahme sowie die 
Beschlussfassung sind jeweils zu protokollieren und neben dem vom Vorstand bestimmten 
Protokollanten auch vom Versammlungsleiter zu unterschreiben. 

6. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mit mindestens zweiwöchiger Frist geladen wurde und 
mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder beteiligt sind; stimmen alle Mitglieder zu, kann auf 
Form und Frist verzichtet werden.  

7. Bei nicht gegebener Beschlussfähigkeit ist unverzüglich mit zweiwöchiger Ladungsfrist eine neue 
Sitzung einzuberufen. An diesem Ersatztermin ist der Vorstand ohne Rücksicht auf das vorher 
beschriebene Quorum beschlussfähig, darauf ist in der Einladung hinzuweisen.  

8. Der Vorstand entscheidet mit Mehrheit der Anwesenden, wobei in der Vorstandsarbeit jedes 
Mitglied unabhängig von seinen sonstigen Vertretungsvollmachten stets nur eine Stimme hat.  
Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

9. Der Vorstand, insbesondere der Generalsekretär, ist verantwortlich für  

a. die Vorbereitung der Mitgliederversammlungen, 

b. die Kontrolle der finanziellen Situation, insbesondere der Liquidität, 

c. das Erstellen eines Haushaltsplan- und Aktivitätenplans, 

d. die Erstellung des Rechnungsabschlusses. 

10. Die Aufgabenverteilung innerhalb des Vorstands erfolgt in der jeweils ersten Sitzung nach 
Vorstandswahlen in dessen eigener Kompetenz. Das Nähere zur Aufgabenverteilung sowie zur 
Organisation der Verbandsarbeit kann der Vorstand in einer Geschäftsordnung selber regeln. 

11. Voraussetzung zur Anstellung oder zur Übertragung ehrenamtlicher Aufgaben ist die 
Anerkennung der Präambel und des Vereinszwecks.  

 

§ 13  
Vorstandswahlen 

1. Bei anstehenden Vorstandswahlen lädt der Vorsitzende oder der Generalsekretär die Mitglieder 
drei Monate vor der Mitgliederversammlung, auf welcher die Vorstandswahlen anstehen, in 
Textform zur Nominierung von Kandidaten ein. Vorstandsmitglieder, deren Amtszeit abgelaufen 
ist, dürfen ihre erneute Kandidatur selbst erklären, sofern die Voraussetzungen dafür gegeben 
sind.  

2. Nominierungen neuer Kandidaten durch die Mitglieder müssen dem Vorstand über die 
Geschäftsstelle zwei Monate vor der Mitgliederversammlung zugegangen sein.  

3. Der Generalsekretär hat die Nominierten um ihr Einverständnis zur Kandidatur und zur Abgabe 
ihres geistlichen Werdegangs aufzufordern. 

4. Die Mitglieder des Vorstandes werden in getrennten Abstimmungen mit Stimmkarten von der 
Mitgliederversammlung für jeweils vier Jahre gewählt. 

5. Die Wahlen erfolgen alle zwei Jahre für die Hälfte der Vorstandsmitglieder. Gewählt ist, wer 
mindestens 75 % der Stimmen der abgegebenen Mitglieder auf sich vereint. 



6. Sollten mehr Kandidaturen als Vorständsplätze bestehen, so gelten diejenigen Kandidaten als 
gewählt, welche das erforderliche Quorum und die meisten Stimmen erhalten haben. 

7. Der Generalsekretär wird auf Vorschlag des Vorstandes mit gleicher Mehrheit gewählt. Er 
untersteht dem Vorsitzenden, auch arbeitsrechtlich, der mit ihm einen Dienstvertrag 
abzuschließen hat.  

8. Der Vorsitzende oder der Generalsekretär informiert in der Einladung zur 
Mitgliederversammlung zusammen mit dem Versenden der Tagesordnung über alle Kandidaten, 
die sich zur Wahl stellen und die den formalen Kriterien entsprechen.  

9. Die Wahl wird durch eine Wahlkommission aus drei Vertretern von Mitgliedern geleitet, die 
durch die Mitgliederversammlung zu wählen ist. 

 

 

§ 14  
Beendigung eines Mandats im Vorstand 

1. Das Mandat im Vorstand erlischt  

a) durch Fristablauf, ein Mitglied bleibt aber bis zur Wahl des Vorstandes noch übergangsweise 
im Amt,, 

b) durch Rücktritt, 

c) durch Abwahl aus wichtigem Grund durch die Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit 
von mindestens 50% der abgegebenen Stimmen. 

 

§ 15  
Satzungs- und Zweckänderungen  

1. Beschlussvorschläge zu Satzungsänderungen müssen den Mitgliedern mindestens vier Wochen 
vor der Mitgliederversammlung mit Vorlage der vorgeschlagenen Fassung in Textform bekannt 
gegeben werden. Die Mitgliederversammlung darf davon abweichende Formulierungen 
beschließen.  

2. Satzungsänderungen bedürfen der Zustimmung von mindestens 75% aller abgegebenen 
Stimmen, sofern diese Satzung nicht andere Quoren bestimmt. 

3. Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden verlangt werden, kann 
der Vorstand von sich aus vornehmen, sie bedürfen keiner Beschlussfassung durch die 
Mitgliederversammlung. Sie sind den Mitgliedern unverzüglich in Textform mitzuteilen. 

4. Änderungen der Präambel und des Zwecks, „evangelische Bekenntnisschulen und weitere 
Bildungseinrichtungen auf der Basis der Heiligen Schrift alten und neuen Testamentes zu 
betreiben“ bedürfen - abweichend von der gesetzlichen Regelung - der Zustimmung von 90% 
aller Mitglieder; die Zustimmung kann auch bereits im Vorfeld und bis zu 2 Wochen nach der 
Versammlung noch in Textform erklärt werden. 

 

 

§ 16  
Vereinsauflösung und Vermögensbindung  

1. Eine Auflösung des Vereins kann nur auf einer ausdrücklich zu diesem Zweck mindestens sechs 
Wochen vorher in Schriftform einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Dazu 
ist die Zustimmung von mindestens 90% aller abgegebenen Stimmen erforderlich. 

2. Bei Auflösung des VEBS oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vereinsvermögen 
an die als gemeinnützig anerkannten Bildungsträger, die zum Zeitpunkt des Beschlusses zur 



Auflösung Mitglieder des VEBS waren, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 
Zwecke zu verwenden haben. Die Anteile errechnen sich anteilig nach den Stimmen (§ 10 Abs. 3).  

3. Im Fall der Auflösung des Vereins erfolgt die Liquidation durch die zur Zeit der Auflösung 
amtierenden vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieder zu den für die Beschlussfassung und 
Vertretung in der Satzung geregelten Bestimmungen, falls nicht die Mitgliederversammlung, 
welche die Auflösung beschließt, etwas anderes bestimmt. 

 

Einstimmig beschlossen auf der Mitgliederversammlung in Kassel am 21. September 2018. 
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